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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht, | 

den bisherigen Oberlehrer Profeſſor Felir 
Titz in Aachen zum Maſchinenbauſchul⸗ 
direktor 

zu ernennen, ferner 

dem Kommerzienrat Eduard Bartling in 
Wiesbaden den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat, 

dem Fabrikbeſitzer Theodor Bartram in 
Neumünſter, dem Kaufmann Max 
Charlier in Cöln, dem Kaufmann 
Wilhelm Köſter in Dortmund, dem 
Fabrikanten Emil Schleicher in Stol— 
berg, Landkreis Aachen, dem Kauf⸗ 
mann Karl Shmik-Scholl in Mül⸗ 
heim a. Ruhr und dem Fabrikbeſitzer 
Karl Zahn in Vierſen, Kreis M.⸗Glad⸗ 
bach, den Charakter als Kommerzien⸗ 
rat ſowie 

dem Geheimen Kanzleiſekretär Galow im 
Miniſterium für Handel und Gewerbe 
aus Anlaß ſeines Ausſcheidens aus 
dem Staatsdienſte den Charakter als 


Kanzleirat 
zu verleihen. 
Bei dem Miniſterium für Handel und 


Gewerbe iſt der Kanzli 

Hehei 8 „Kanzliſt Dannert zum 
Gen Kanzleiſekretär ernannt worden. 
. TE 


Der Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
Beckert in Schleswig iſt zum 1. Oktober d. Is. 
in gleicher Eigenſchaft an die Regierungen 
in Lüneburg und Stade mit dem Anıtsfig 
in Lüneburg verſetzt worden. 

Dem Direktor Profeſſor Taubner von 
der Baugewerkſchule in Eckernförde ſind die 
Geſchäfte eines Regierungs- und Gewerbe— 
ſchulrats für den Regierungsbezirk Schleswig 
und dem Direktor Lindner von der Fach⸗ 
ſchule für die Eifen- und Stahlinduſtrie des 
Siegener Landes in Siegen die Geſchäfte 
eines Regierungs- und Gewerbeſchulrats für 
den Regierungsbezirk Oppeln vom 1. Oktober 
d. Is. ab auftragsweiſe übertragen worden. 


Dein Maſchinenbauſchuldirektor Profeſſor 
Titz iſt die Stelle des Direktors der höheren Ma⸗ 
ſchinenbauſchule in Aachen übertragen worden. 


e Der Lehrer Dipl.-Ing. Wilhelm Lehmann 
in Frankfurt a. M. iſt zum Oberlehrer an der 
Maſchinenbauſchule daſelbſt ernannt worden. 


„Die Vorſteherin der Oſtpreußiſchen 
Mädchengewerbeſchule in Königsberg, Fräulein 
Gertrud Fuhr, ift vom 1. Oktober d. Js. ab zur 
Königlichen Schulvorſteherin ernannt worden. 
Ihr iſt die Leitung der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
ſchule für Mädchen in Poſen übertragen worden. 


Anlage 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Bruunenbohrungen und Baugrundunterſuchungen. 
Berlin, den 14. September 1912. 

Die Königliche Geologiſche Landesanſtalt hierſelbſt weiſt auf Grund geologiſcher 
Schlüſſe die Stellen nach, an denen mutmaßlich Waſſer anzutreffen oder zu erbohren iſt, 
während die Königliche Bohrverwaltung in Schönebeck a. E. die Arbeiten ausführt, welche 
die Waſſeradern ſelbſt nachweiſen und erſchließen ſollen. Außer Brunnenbohrungen werden 
auch größere Aufſchlußbohrungen und umfangreichere Baugrundunterſuchungen von der 
Königlichen Bohrverwaltung vorgenommen. Beide Verwaltungen, die Geologiſche Landes⸗ 
anſtalt und die Bohrverwaltung, verfügen über reiche Erfahrungen auf dieſem Gebiete; 
fie find von mir, dem Miniſter für Handel und Gewerbe ermächtigt, unmittelbar mit den 
1 und Verbänden, die ihre Tätigkeit in Anſpruch nehmen, in Verbindung 
zu treten. 

Wir erſuchen Sie hiernach, Sich vorkommendenfalls neben der Mitwirkung der Geo- 
logiſchen Landesanſtalt auch der ſtaatlichen Bohreinrichtungen zu bedienen und die kommn⸗ 
nalen Verwaltungen, Intereſſenvereinigungen uſw. auch auf die Königliche Bohrverwaltung 
in Schönebeck auſmerkſam zu machen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
gez. von Velſen. gez. Kirchner. 


M. d. J. M. 19518. — M. f. H. u. G. I. 6889. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. und unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 
22. April d. Is. (HM Bl. S. 270) zur gleichmäßigen weiteren Veranlaſſung an die 
übrigen Herren Regierungspräfidenten. 


Betr. Verdingungsweſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 1. Oktober 1912. 
Der hierunter abgedruckte Erlaß des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 
4. September d. J., betreffend das Verdingungsweſen, iſt auch im Geſchäftsbereiche meiner 
Verwaltung zu beachten. 
In Vertretung. 


IIa. 3566. I. 6976. Schreiber. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Berlin, den 4. September 1912, 
ll 


Bei der mit Erlaß vom 23. Dezember 1905 herausgegebenen neuen Faſſung der all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen, betreffend die Vergebung von Leiſtungen und Lieferungen, (Eiſen⸗ 
bahn⸗Verordnungs⸗Blatt 1905, S. 322; Zentralblatt der Bauverwaltung 1906, S. 53) war 
der Gedanke leitend, Licht und Schatten zwiſchen der Verwaltung und den Unternehmern 
nach Billigkeit zu verteilen und im Sinne einer gefunden Mittelſtandspolitik tunlichſt auch 
den Intereſſen der kleineren Unternehmer, und namentlich auch des Handwerkerſtandes, 
Rechnung zu tragen. Dieſe Beſtimmungen haben ſich bewährt. Soweit von den Inter⸗ 
eſſenten mir einzelne Fälle vorgetragen wurden, in denen tatſächlich Verſtöße vorgekommen 
waren, ſind die erforderlichen Weiſungen ergangen. Beſchwerden wegen des bei einer Ver⸗ 
dingung geübten Verfahrens können von den Intereſſenten ungeſcheut vorgebracht werden. 
Spätere Nachteile dürfen dieſen aus der Tatſache der Beſchwerdeführung nicht enkſtehen. 
Ich habe Anlaß, hierauf hinzuweiſen. 
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II. 


In den an die Eiſenbahndirektionen und an das Eiſenbahn⸗Zentralamt gerichteten Er⸗ 
laſſen vom 7. März 1910 (Eiſenbahn⸗Nachrichten⸗Blatt S. 23) und vom 22. März 1912 
(Eiſenbahn⸗Verordnungs⸗Blatt S. 75) ſowie in den entſprechenden Erlaſſen an die Pro⸗ 
vinzialbehörden der allgemeinen Bauverwaltung vom 10. Mai 1910*) und vom 20. April 
1912**) (Zentralblatt der Bauverwaltung 1910 S. 281 und 1912 S. 261) iſt auf die große 
Bedeutung hingewieſen, die einer ſorgfältigen Ausarbeitung der Verdingungsunterlagen 
zukommt. Eine ſolche Ausarbeitung gebietet aber nicht nur das Intereſſe der Verwaltung, 
ſondern auch die Rückſicht auf die Unternehmer, nicht zum wenigſten dabei auch die Rück⸗ 
ſicht auf die Handwerker. 5 5 8 

Nach den oben unter I genannten allgemeinen Beſtimmungen (Abſchnitt II, Ziffer 1) 
iſt der Gegenſtand der Ausſchreibung in allen weſentlichen Beziehungen beſtimmt zu be⸗ 
zeichnen. Über alle für die Preisberechnung erheblichen Nebenumſtände ſind vollſtändige, 
eine zutreffende Beurteilung ermöglichende Angaben zu machen. Für die Ausführung von 
Bauten find zur Verabfolgung an die Bewerber beitimmte Verdingungsanſchläge aufzu⸗ 
ſtellen, gegebenenfalls unter Zuziehung beſonderer Sachverſtändiger. In den Anſchlägen 
ſind ſämtliche Hauptleiſtungen ſowie die Nebenleiſtungen, die zur planmäßigen Ausführung 
der Leiſtung oder Lieferung nach Verkehrsſitte mitgehören und für die Preisbemeſſung be⸗ 
ſondere Bedeutung beſitzen, erſichtlich zu machen. Soweit angängig, ſind den Verdingungs⸗ 
anſchlägen die zur Klarſtellung der Art und des Umfanges der zu vergebenden Leiſtungen 
und Lieferungen geeigneten zeichneriſchen Darſtellungen und Maſſenberechnungen beizugeben. 

Der Anbieter ſoll im Sinne der vorſtehend wiedergegebenen Vorſchriften genau über⸗ 
ſehen können, was von ihm verlangt wird; er ſoll aber auch in die Lage geſetzt werden, 
nach den Verdingungsunterlagen ſein Angebot ohne weitläufige Berechnungen abgeben zu 
können (zu vergl. Erlaß an die Eiſenbahndirektionen und das Eiſenbahn⸗ Zentralamt vom 
29. Auguſt 1912, Eiſenbahn⸗Nachrichten⸗Blatt S. 71). ö 

Wie in den oben genannten Exlaffen vom 7. März und 10. Mai 1910 hervorgehoben, 
dürfen an die Unternehmer in den Verdingungsunterlagen keine unbilligen Anforderungen 
geſtellt werden. Auch die allgemeinen Beſtimmungen im Eingange des Abſchnitts IV jagen, 
daß die den Unternehmern aufzuerlegenden Verbindlichkeiten das Maß nicht überſteigen 
dürfen, welches Privatperſonen ſich in ähnlichen Fällen auszubedingen pflegen, ſowie daß 
in den Verträgen nicht nur die Pflichten, ſondern auch die dieſen entſprechenden Rechte der 
Unternehmer zu verzeichnen ſind. N 
Bezüglich der Beſchaffenheit der zu liefernden Waren und der Abmeſſungen der zu 
liefernden Gegenſtände iſt in Abſchnitt II, Ziffer 1, Abs. (11) der allgemeinen Beſtimmungen 
vorgeſchrieben, daß ungewöhnliche, im Handel nicht übliche Anforderungen nur inſoweit zu 
ſtellen ſind, als dies unbedingt notwendig iſt. Zur Ergänzung bemerke ich, daß die er⸗ 
ſorderten Eigenſchaften einer Leiſtung oder Lieferung in den Verdingungsunterlagen ſo zu 
bezeichnen ſind, wie ſie auch tatſächlich verlangt werden, und daß hierbei die im Handel 
bezw. in der Technik üblichen Ausdrücke zu gebrauchen ſind. 


III. 


Auf eine möglichſt weitgehende Zerlegung der Ausſchreibungen wird von den Inter⸗ 
eſſenten des Mittelſtandes der größte Wert gelegt. In dieſer Hinſicht enthalten die all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen im Abſchnitt II, Ziffer I, Ab. (9) die folgende Vorſchrift: 

„Die Ausſchreibungen ſind tunlichſt derart zu zerlegen, daß auch kleineren 
Gewerbetreibenden und Handwerkern die Beteiligung an der Bewerbung er⸗ 
möglicht wird. Bei größeren Arbeiten oder Lieferungen, die ohne Schaden für 
die gleichmäßige Ausführung getrennt vergeben werden können, hat daher die 
Vergebung in der Regel den verſchiedenen Gewerbs⸗ und Handwerkszweigen ent- 
ſprechend zu erfolgen; auch iſt in geeigneten Fällen die Verdingung nach den 
Arbeiten und den zugehörigen Lieferungen zu trennen. Bei beſonders um⸗ 
fangreichen Ausſchreibungen ſind die auf die einzelnen Gewerbs⸗ und Hand- 

ii werkszweige entfallenden Arbeiten oder Lieferungen in mehrere Loſe zu teilen.“ 
A uf dieſe Vorſchrift habe ich in allgemeinen Erlaſſen ſchon mehrfach hingewieſen. 
Ich habe Anlaß, ſie rem den rn nach hier noch 1 ene Bei jeder 


* 
SM Bl. 1910 S. 226 
5 Ml. 1912 5 343. 
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Ausſchreibung iſt unter Berückſichtigung der Umſtände des einzelnen Falles eingehend zu 
erwägen, ob und inwieweit hier eine Zerlegung angängig bezw. geboten iſt. Von den 
einzelnen Gewerbetreibenden, mit denen die Verwaltung auf dieſe Art in unmittelbare Ver⸗ 
bindung tritt, muß aber auch erwartet werden, daß ſie danach ſtreben, ihre Leiſtung der 
Geſamtausführung anzupaſſen, und daß namentlich bei Bauten die einzelnen Bauhand 
werker nach Maßgabe der Auordnungen der Verwaltung auf ein Zuſammenwirken mit den 
übrigen, bei dem Bau beſchäftigten Handwerkern bedacht ſind. 


75 

Was die vielfach gewünſchte Zuziehung außerhalb der Verwaltung ſteheuder Sachver— 
ſtändiger bei der Vorbereitung der Verdingungen, insbeſondere bei Aufſtellung der Ver⸗ 
dingungsunterlagen angeht, ſo findet ſchon jetzt bei der Aufſtellung von Normalbedingungen 
in umfaſſender Weiſe ein Benehmen mit ſolchen Sachverſtändigen ſtatt. In dieſer Hinſicht 
verweiſe ich unter anderem auf den Erlaß vom 25. November 1911 — V. PD. 18955 III. 
2346. C0. —, durch den bei dem Eiſenbahn-Zentralamt ein Ausſchuß eingeſetzt worden iſt, 
der unter Mitwirkung von Vertretern des Unternehmerſtandes die allgemeinen Vertrags⸗ 
bedingungen für die Ausführung von Staatsbauten ſowie für die Ausführung von 
Leiſtungen oder Lieferungen durchſehen ſoll. An dieſe Arbeit ſoll ſich, wie ſchon in den 
oben unter II genannten Erlaſſen vom 22. März und 20. April 1912 angekündigt, dem⸗ 
nächſt eine weitere Prüfung des Bedingnisweſens anſchließen, wobei ebenſo die Zuziehung 
außerhalb der Verwaltung ſtehender Sachverſtändiger in Ausſicht genommen iſt. 

Anlangend die einzelnen Verdingungsfälle, jo ſtehen die Beamten meines Reſſorts zu 
Induſtrie und Handwerk in enger Fühlung, ein Verhältnis, aus dem ſich ſchon jetzt in 
zahlreichen Fällen die Gelegenheit zur Einholung eines objektiven Rates ergibt. Im übrigen 
ſehen die allgemeinen Beſtimmungen, wie oben unter IL erwähnt, vor, daß die Verdingungs⸗ 
anſchläge für die Ausführung von Bauten gegebenenfalls unter Zuziehung beſonderer Sach⸗ 
verſtändiger aufzuſtellen ſind. Wenn auch im allgemeinen vorausgeſetzt werden muß, daß 
die mit Verdingungen befaßten techniſchen Beamten auf Grund ihrer Ausbildung und Er⸗ 
fahrung ausreichende praktiſche Kenntnis beſitzen, ſo gibt es doch Fälle, in denen es ſich 
um Einzelfragen handelt, in denen der Beamte ſeiner vielſeitigeren Tätigkeit nach nicht ſo 
bewandert fein kann, wie der, welcher die in Frage kommenden Ausführungen uf. berufs⸗ 
mäßig betreibt. Es kommen hier nicht nur neue techniſche Erfindungen in Frage, ſondern 
auch Spezialkenntniſſe vorausſetzende, haundwerksmäßige Ausführungen. Auch in bezug auf 
die letzteren ſoll ſich der Beamte nicht ſcheuen, zur Vorbereitung einer Verdingung, ſoweit 
erforderlich, den Rat eines außerhalb der Verwaltung ſtehenden Fachmanns einzuholen. 
In dieſem Sinne trage ich keine Bedenken, die genannte, in den allgemeinen Beſtimmungen 
zunächſt nur wegen der Aufſtellung der Verdingungsanſchläge für Bauten gegebene Vor⸗ 
ſchrift dahin zu erweitern, daß ich auch im übrigen bei Vorbereitung von Verdingungen — 
namentlich auch für handwerksmäßige Arbeiten — die Zuziehung außerhalb der Verwaltung 
ſtehender Sachverſtändiger, ſoweit ſolche nach den Umſtänden des einzelnen Falles zweck⸗ 
mäßig oder geboten erſcheint, anordue. Selbſtverſtändlich find nur durchaus unparteiiſche 
Perſönlichkeiten als Sachverſtändige zu befragen. Wegen der Auswahl derartiger Per⸗ 
ſönlichkeiten haben ſich die Behörden, ſofern ihnen ſolche nicht bereits bekannt ſind, in den 
geeigneten Fällen mit den betreffenden Handelskammern, Handwerkskammern oder mit 
Intereſſentenverbänden zu benehmen. 


1 

Wegen der Bekanntmachung öffentlicher Ausſchreibungen durch Zeitungen und Fach⸗ 
ſchriften verweiſen die allgemeinen Beſtimmungen auf die dieſerhalb ergangenen beſonderen 
Vorſchriften. Bei der Auswahl der in einzelnen Falle zur Aufnahme der Veröffentlichung 
zu beſtinmenden Blätter iſt im Jutereſſe ſowohl der Verwaltung als auch des Handels— 
und Gewerbeſtandes darauf Bedacht zu nehmen, daß ein möglichſt großer Kreis von der 
Veröffentlichung Kenntnis erhält. In dieſem Sinne wird es ſich in manchen Fällen 
empfehlen, die Verdingungsunterlagen in einem unberechneten Exemplar auch der betreffenden 
Handelskammer oder Handwerkskammer von Amts wegen zuzuſenden. 

Jutereſſiert ſich eine Handels- oder Handwerkskammer — auch wenn ihr die Ver⸗ 
dingungsunterlagen nicht zugeſandt worden ſind — für den Ausfall einer Verdingung, ſo iſt 
ihr auf Erſuchen der weſentliche Juhalt der Angebote ohne Namennennung der Anbietenden 
zur Kenntnis mitzuteilen. Ich ſetze voraus, daß aus ſolchem Verfahren Mißſtände nicht 
erwachſen. Sollte dies doch der Fall ſein, ſo wäre an mich zu berichten. 
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VI. 


Nach den Vorſchriften in Abſchnitt II, Ziffer 8, der allgemeinen Beſtimmungen darf 
die niedrigſte Geldforderung als ſolche für die Entſcheidung über den Zuſchlag keineswegs 
den Ausſchlag geben. Der Zuſchlag darf vielmehr nur auf ein in jeder Beziehung an⸗ 
nehmbares, die tüchtige und rechtzeitige Ausführung der betreffenden Leiſtung oder Lieferung 
gewährleiſtendes Gebot erteilt werden. Es ſind alſo nur ſolche Bewerber zu berückſichtigen, 
welche für die bedingungsmäßige Ausführung ſowie für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
gegenüber ihren Handwerkern und Arbeitern die erforderliche Sicherheit bieten. Bewerber, 
von denen der ausſchreibenden Behörde bekannt iſt, daß ſie ihren Beitragspflichten bei der 
Kranken-, Unfall- und Invalidenverſicherung nicht nachzukommen pflegen, ſind auszuſcheiden. 
Ausgeſchloſſen von der Berückſichtigung find weiter ſolche Angebote, die den der Aus⸗ 
ſchreibung zugrunde gelegten Bedingungen oder Proben nicht entſprechen, ferner ſolche 
Angebote, die nach den von den Bewerbern eingereichten Proben für den vorliegenden 
Zweck nicht geeignet ſind, endlich ſolche Angebote, die eine im offenbaren Mißverhältnis 
zu der Leiſtung oder Lieferung ſtehende Preisforderung enthalten, fo daß nach dem ge— 
forderten Preiſe an und für ſich eine tüchtige Ausführung nicht erwartet werden kann. 
Nur ausnahmsweiſe darf in dem letzteren Falle der Zuſchlag erteilt werden, wenn der 
Bewerber als zuverläſſig und leiſtungsfähig bekannt iſt und ausreichende Gründe für die 
Abgabe des ausnahmsweiſe niedrigen Gebots beigebracht find oder auf Befragen bei- 
gebracht werden. Im übrigen (d. h. wenn alle nicht angemeſſenen oder ſonſt nach dem 
vorſtehenden nicht in Frage kommenden Gebote aus der über die Verdingung aufgeſtellten 
Liſte geſtrichen find) iſt bei öffentlichen Ausschreibungen der Zuſchlag demjenigen der drei 
als Mindeſtfordernde in Betracht kommenden Bewerber zu erteilen, deſſen Angebot unter 
Berückſichtigung aller Umſtände als das annehmbarſte zu erachten iſt. 

Nur in dem im vorſtehenden Abſatze zuletzt bezeichneten Sinne gehen die allgemeinen 
Beſtimmungen für öffentliche Ausſchreibungen von dem Syſtem der Vergebung an den 
Mindeſtfordernden aus. Bereits in den oben unter II genannten Erlaſſen vom 22. März 
und 20. April 1912 iſt hervorgehoben, daß die manchmal gehörte Behauptung, die den 
Zuſchlag erteilenden Behörden ſeien an den Kreis der drei abſolut Mindeſtfordernden 
gebunden, auf Mißverſtändnis beruht. Auch für die Ermittelung der drei Mindeſtfordernden 
im Sinne der am Schluſſe des vorhergehenden Abſatzes wiedergegebenen Vorſchrift gilt 
vielmehr nach den allgemeinen Beſtimmungen der Grundſatz, daß der Zuſchlag nur auf ein 
in jeder Beziehung annehmbares, die tüchtige und rechtzeitige Ausführung der Leiſtung 
oder Lieferung gewährleiſtendes Gebot zu erteilen iſt. Erſt aus den hiernach in Betracht 
kommenden drei Mindeſtfordernden iſt derjenige auszuwählen, deſſen Angebot unter Berück— 
ſichtigung aller Umſtände als das annehmbarſte erachtet werden muß. 


VII. 


Wenn mit der unter VI behandelten Vorſchrift auch in erſter Linie bezweckt wird, 
den Staat vor minderwertigen Leiſtungen zu ſchuͤtzen, fo geht die Beſtimmung nach den 
oben unter 1 hervorgehobenen Grundgedanken doch auch davon aus, daß einer tüchtigen 
Arbeit ein entſprechender Lohn werden ſoll. In dieſem Sinne muß der Zuſchlag zu einem 
an ſich zu niedrig erſcheinenden Preiſe auf ganz beſondere Fälle beſchränkt bleiben, die 
ug Verallgemeinerung als völlig ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen und deren Umſtände auf 
jeden Fall aktenkundig zu machen find. Zuverläſſigkeit und Leiſtungsfähigkeit des Bewerbers 
allein reichen in dieſem Sinne niemals aus, um den Zuſchlag auf ein an ſich zu niedrig 
erſcheinendes Angebot zu rechtfertigen; es müſſen außerdem noch ganz beſondere, nicht zu 
verallgemeinernde Verhältniſſe vorliegen. Vielfach iſt die Meinung vertreten worden, daß 
die Behörden ſchon bei der Häufung auffallend niedriger Angebote ſolche beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe als vorliegend erkennen dürften. Das iſt unzutreffend. Ich erwarte, daß die 
mir unterſtellten Behörden die genannte Vorſchrift in dem richtigen Sinne anwenden und 
Ark lie namentlich bei der Vergebung von handwerksmäßig auszuführenden 
Su Allen des vorſtehend hervorgehobenen Grundſatzes eingedenk jein werden, 

aß er tüchtigen Arbeit auch ein entſprechender Lohn werden ſoll. 

Bin auch ſelbſtverſtändlich von den Behörden und Beamten die Grundſätze der 
fin „gteit ſtets zu wahren find, fo vermag doch die Unzulänglichkeit der zur Ver⸗ 
ferti g ſtehenden Mittel einen Verſtoß gegen die obigen Grundſätze niemals zu recht⸗ 


ertinen, 
! gen 
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VIII. 


Bei den Erwägungen über die Erteilung des Zuſchlags müſſen die geſamten Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles beachtet werden. Wie nach der Vorſchrift in Abſchnitt II, 
al 8, Abſ. (4) der allgemeinen Beſtimmungen in geeigneten Fällen die zuftändigen 
Intereſſentenvertretungen (Handwerks-, Handels- oder Landwirtſchaftskammern) um Aus⸗ 
kunft über die Leiſtungsfähigkeit nicht hinreichend bekannter Unternehmer zu erſuchen ſind, 
ſo wird ſich in gewiſſen Fällen auch wegen des Materials, wegen der Arbeitsausführung, 
wegen des Preiſes und auch wegen anderer Fragen die Befragung bezw. Zuziehung außer⸗ 
halb der Verwaltung ſtehender Sachverſtändiger empfehlen. In dieſer Hinſicht gilt ſinn⸗ 
gemäß das, was oben unter IV, Abſ. 2 wegen Zuziehung von Sachverſtändigen bei der 
Aufſtellung der Verdingungsunterlagen geſagt iſt. 


IX. 

Was die Ermittlung von Preiſen für laufende Unterhaltungsarbeiten bei ſtaatlichen 
Hochbauten angeht, ſo habe ich in einem unterm 12. Februar 1909 III. C. B. 267 
an die Regierungspräſidenten in Caſſel, Düſſeldorf, Königsberg, Oppeln, Poſen und Potsdam 
ſowie an die Miniſterial-, Militär- und Baukommiſſion gerichteten Erlaß und in einem ent⸗ 
ſprechenden Erlaß an die Eiſenbahudirektionen in Berlin, Caſſel, Eſſen, Kattowitz, Königs⸗ 
berg und Poſen vom 3. März 1909 — V. D. 2429 verſuchsweiſe angeordnet, daß in 
dieſen Bezirken für die Folge vor Beginn der jährlichen Bauarbeiten bei den betreffenden 
Handwerkskammern Zuſammenſtellungen von Arbeitslöhnen und Materialpreiſen zu erheben 
ſind, die den verdingenden Staatsbehörden bei der Vergebung der laufenden, handwerks⸗ 
mäßigen Unterhaltungsarbeiten für Hochbauten als Anhalt zu dienen haben, mit der Maß⸗ 
gabe aber, daß die Beurteilung der Angemeſſenheit der Preiſe unter allen Umſtänden der 
vergebenden Staatsbehörde gewahrt werden muß. Auf Grund der in den genannten Be⸗ 
zirken gewonnenen Erfahrungen werde ich weitere Anordnung treffen. 


X. 


Bei dieſer Gelegenheit verweiſe ich auf den allgemeinen Erlaß an die Eiſenbahn⸗ 
direktionen vom 19. April 1907 — V. D. 6078 — (noch einmal eingeſchärft durch den Erlaß 
vom 2. Auguſt 1908 — V. D. 13 683) und auf den entſprechenden Erlaß an die Behörden 
der allgemeinen Bauverwaltung vom 22. Mai 1908 — III. 1093 —, worin die Provinzial⸗ 
behörden unter Berufung auf den großen Wert, der ſtaatsſeitig auf die Erhaltung eines 
leiſtungsfähigen Handwerkerſtandes gelegt werden muß, angewieſen ſind, der Heranziehung 
von Handwerkervereinigungen zur Ausführung von Arbeiten und Lieferungen ihre beſondere 
Aufmerkſamkeit zu widmen. Als ſolche Handwerkervereinigungen werden Genoſſenſchaften, 
freie Innungen, für den einzelnen Fall gebildete Lieferungsverbände und dergleichen in 
Betracht kommen. Die Initiative wegen derartiger gemeinſamer Bewerbung muß im 
übrigen den Intereſſenten überlaſſen bleiben. Die mit der Vergebung ſtaatlicher Leiſtungen 
und Lieferungen betrauten Behörden haben aber derartigen Beſtrebungen tunlichſte Förde⸗ 
rung angedeihen zu laſſen. 


XI. 


Bei der Abnahme iſt zu prüfen, ob die Arbeit oder Lieferung den auf Grund des 
Vertrags zu ſtellenden Anforderungen entſpricht. Wie nach dem oben unter II Geſagten 
in den Verdingungsunterlagen nur die notwendigen Anforderungen zu ſtellen ſind, ſo muß 
an der Erfüllung dieſer Anforderungen aber auch bei der Abnahme ſtreng feſtgehalten 
werden. Auch bei der Abnahme kann in gewiſſen Fällen die Zuziehung außerhalb der 
Verwaltung ſtehender Sachverſtändiger in dem oben unter IV und VIII erörterten Sinne 
in Frage kommen. 


XII. 


Ich vertraue, daß die Unternehmer die gegenüber ihren Intereſſen durchaus wohl⸗ 
wollende Haltung, die ich in allen dieſen Fragen einnehme, erkennen werden. Untüchtige 
Arbeiten oder Lieferungen für meine Verwaltung find freilich niemals zuz dulden. 
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Ich vertraue aber auch, daß die mir unterſtellten Behörden der Durchführun 
Vorſchriften über das Verdingungsweſen und namentlich auch den Auen Are 
führungen beſondere Aufmerkſamkeit widmen werden. Die Art der Durchführung der 
allgemeinen Beſtimmungen von 1905 habe ich bisher ſchon an Ort und Stelle durch be⸗ 
ſondere Kommiſſare prüfen laſſen. In betreff der Ausdehnung dieſer Kontrolle, insbeſondere 


durch regelmäßige Vorlage einer Statiſtik über die erteilten Zuſchläge, wird demnächſt An⸗ 
ordnung ergehen. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


An die Königlichen Eiſenbahndirektionen uſw. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Betr. Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 1. Oktober 1912. 


In der Anlage überſende ich eine von dem Kaiſerlichen Konſul in Chikago aufgeſtellte 
Liſte“) von Importfirmen in Chikago mit dem Erſuchen, ſie in deutſchen Intereſſentenkreiſen 
im Sinne des Erlaſſes vom 22. November 1911 (SM Bl. S. 422) zu verwerten. 

Einzelne weitere Abdrucke der Liſte können auf Wunſch nachgeliefert werden. 

Im Auftrage. 
IIb. 7778. Luſensky. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


*) Die Anlage gelangt hier nicht zum Abdruck. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Hafen von Jaquique. 

Die in der Zeit vom 1. April bis 1. Oktober jedes Jahres den Hafen von Iquique 
anlaufenden Schiffe müſſen mit je 2 genügend ſchweren Bug- und Heck⸗Ankern von je 
75 Faden Kette verſehen fein. Nach einer Mitteilung der chileniſchen Seebehörde in 
Iquique werden nach dem 1. April 1913 Schiffe, die eine ſolche Ausrüſtung nicht haben, 
nur auf dem Ballaſtplatz oder der Außenreede, nicht aber auf dem Dampferliegeplatze des 
Hafens zum Ankern zugelaſſen werden. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Windräder (Windturbinen). 
Wi Berlin W. 9, den 28. September 1912. 
ie von beteiligter Seite behauptet wird, ſind die in verſchiedenen L ; 

een Polizeiverordnungen über die Entfernung, welche bei Erich a 
n Triebwerken von benachbarten fremden Grundſtücken und von öffentlichen Wegen 
Binden halten ift (vergl. $ 28 der Gewerbeordnung), mitunter von den Behörden auch auf 
©; räder (Windturbinen) in Anwendung gebracht worden. In dem abfchriftlich*) anliegenden 
geführt der Techniſchen Deputation für Gewerbe vom 30. v. Mts. wird näher aus⸗ 
ertehr daß durch dieſe Windräder weder die Benutzung benachbarter Grundſtücke noch der 
Anlaß d auf öffentlichen Wegen beeinträchtigt oder gefährdet wird. Es liegt daher kein 
azu vor, die Errichtung von Windrädern in der bezeichneten Weiſe polizeilich zu 


* 
) Die Anlage gelangt hier nicht zum Abdruck. 
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beſchränken. Unter dieſen Umständen erſcheint es angezeigt, die vorerwähnten Polizei⸗ 
verorduungen eutſprechend abzuändern oder doch die Polizeibehörden darauf hinzuweiſen, 
daß dieſe Verordnungen nicht auf Windräder (Windturbinen) anzuwenden ſind. 

Wir erſuchen, erforderlichenfalls das Weitere zu veranlaſſen. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
von Rohr. Schreiber. 


III. 6251 M. f. H. u. G. — III. B. 8. 686 C. M. d. ö. A. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten von Berlin. 


Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 1. Oktober 1912. 

Der in der anliegenden Zeichnung und Drudjache*) dargeſtellte von der Firina Gebr. 
Lange, Apparatebauanſtalt in Hagen in Weſtfalen, hergeſtellte Acetylenapparat iſt auf 
Grund der Erlaſſe vom 25. April und 18. Juni 1909 (HMBl. S. 235 und 283) einer 
Betriebsprüfung unterzogen worden. Der Apparat leinſchließlich der zugehörigen, vom 
Deutſchen Acetylenverein mit Typenzeugnis Nr. 33 verſehenen Waſſervorlage) hat ſich dabei 
als zuverläſſig erwieſen, ſo daß keine Bedenken beſtehen, ihn für Schweiß- und Lötzwecke 
bei Verwendung eines Carbids von 4 bis 7 mm bis zu einer Geſamtcarbidfüllung bis 
zu 4 kg 

1. in geſchloſſenen Arbeitsräumen zuzulaſſen, 

2. bei vorübergehender, im Freien ſtattfindender Benutzung in dem Bezirk anderer 
Ortspolizeibehörden als der des Wohnorts ſeines Beſitzers von der wieder⸗ 
holten Anzeige zu befreien, ſofern vor der erſtmaligen Inbetriebſetzung die vor⸗ 
geſchriebene Anzeige mit einer Zeichnung, Beſchreibung und Gebrauchsanweiſung 
des Apparats unter Angabe des Erlaſſes, mit dem die Zulaſſung erfolgt iſt, 
der Ortspolizeibehörde des Wohnorts des Beſitzers erſtattet iſt. 


Apparate der Firma, denen vorſtehende Vergünſtigungen gewährt werden ſollen, 
müſſen mit einem Fabrikſchilde verſehen fein, das an den zur Befeſtigung dienenden Zinn⸗ 
tropfen den Stempel des Dampfkeſſelreviſtonsvereins zu Hagen erkennen läßt, und auf 
dem die Bezeichnung der Firma, das Jahr der Anfertigung, die laufende Fabriknummer, 
die höchſte Carbidfüllung (4 kg), die Körnung des Carbids (höchſtens 7 mm), die höchſte 
Stundenleiſtung (2000 I), der nutzbare Inhalt des Gasbehälters in Litern (200 1), eine 
Anweiſung über die Erneuerung des Entwicklerwaſſers nach Verbrauch von höchſtens 16 kg 
Carbid und die Typennummer „J 22“ enthalten find. 

Hinſichtlich der zu verwendenden Waſſervorlage verweiſe ich auf den Erlaß vom 
23. Dezember 1910 (HMBL. 1911 S. 4), hinſichtlich der bei der Aufſtellung der Apparate 
zu ſtellenden Anforderungen auf den Erlaß vom 14. April 1911 (M Bl. 1911 S. 131). 

Ich erſuche, die Gewerbeaufſichtsbeamten und Ortspolizeibehörden unter Veröffent⸗ 
lichung dieſes Erlaſſes im Amtsblatt auf die auf Grund des § 21 der Acetylenverordnung 
dort zweckmäßig allgemein zu erteilende Ausnahme von den Beſtimmunger des § 1 (inſoweit 
die vorſtehend unter 2 erwähnte wiederholte Anzeige in Frage kommt) und des § 2 a. a. O. 
(inſoweit die Benutzung in und unter Räumen in Frage kommt, die zum Aufenthalte von 
Menſchen beſtimmt ſind) hinzuweiſen. g 

Für die Gewerbeaufſichtsbeamten find außerdem Abdrücke dieſes Erlaſſes ausſchließ⸗ 
lich der Anlagen beigefügt. Zeichnungen und Beſchreibungen des Apparats ſind im 
Bedarfsfalle von der ausführenden Firma anzufordern. 


In Vertretung. 
III. 6768. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


*) Die Anlagen gelangen hier nicht zum Abdruck. 
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2. Dampfkeſſelweſen. 
Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenienre von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen. 


Bezei e 6 b Mit der A 

dee Den nachgenannten Vereins⸗Ingenieuren ſind Stellvertretung 125 * 

er Vereine 5 5 9 Vereins- 

erteilt worden die Berechtigungen des Ober 
nach ingenieurs ſind käligkeit ind 

* 1. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades.] beauftragt: fausgeſchieden: 
enn Haver N g 7 4 €: 
Berlin . er — — Steinberg Fritze — 
Breslau . . . Kellerer = Zwicknagl Bi 2 — 
Coblenz — — Baum⸗ Walsberg — = 

garten 

: Daub 
Danzig. ei 5 (Seemann ac = 42 * 
Dortmund — Richter — — == 
Eſſen . - — — E — = 
Frankfurt a. M..] Meynen — Bonkowski — — — 
M. Gladbach. — Schmidt — Aliſch 
Halberſtadt . — — Brüſer — — — 
Königsberg = Seiffert en — 
Magdeburg Haury — = = Ahrens) — 
Siegen * Seliger = ar Güthing 
Tri, [ Niedig Bernhardt — = 


) Im Sinne des Erlaſſes vom 15. 8. 01 (IIa 6809). 


3. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Wandergewerbeſcheine. 
Berlin, den 16. Juli 1912. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung hat hier zur Sprache gebracht, daß in dem bei 
dem „Zigeuner“ und Pferdehändler N. aus L. vorgefundenen, von dem dortigen Bezirks⸗ 
ausſchuß für das Jahr 1912 ausgeſtellten Wandergewerbeſchein (Formular B) die Zigeuner⸗ 
eigenſchaft des Genannten nicht vermerkt worden ſei. Da es ſich nach dem hier vorliegenden, 
von dem Herrn Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes zu L. der Königlich Sächſiſchen Kreis⸗ 
hauptmannſchaft in L. mitgeteilten Berichte der Polizeiverwaltung in L. bei dem N. um 
eine nach Zigeunerart im Lande herumziehende Perſönlichkeit handelt, ſehen wir uns ver⸗ 
anlaßt, die Veftimnnng in Ziffer 67 der Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 
1. Mai 1904 hierdurch in Erinnerung zu bringen, wonach, wenn in Ermangelung geſetz⸗ 
licher Verſagungsgründe dem Antrage eines inländiſchen Zigeuners auf Erteilung eines 
Wandergewerbeſcheins ſtattgegeben werden muß, deſſen Zigeunereigenſchaft in dem Wander⸗ 
gewerbeſchein ausdrücklich zu vermerken oder, falls dieſe Eigenſchaft nicht mit Sicherheit 
feſtgeſtellt iſt, der Zuſatz aufzunehmen iſt: „Zieht nach Zigeunerart im Lande umher.“ 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
gez. Frick. gez. v. Kitzing. 


M. d. J. IIe. 1765 — M. f. H. III. 4654. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in L. 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Reichsverſicherungsordnung. 
IV. Buch (Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 
Betr. Quittungskarten⸗Ausgabe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 9. Oktober 1912. 

Auf deu Bericht beſtimme ich die Königliche Berginſpektion II in Zabrze als Quittungs⸗ 
karten⸗Ausgabeſtelle für die Belegſchaft der Königin Luiſegrube in Zaborze, umfaſſend 
Oſtfeld, Weſtfeld, Hermannsſchacht, Georgsſchacht und Wilhelmsſchacht, und die Königliche 
Berginſpektion III in Bielſchowitz als Quittungskarten⸗Ausgabeſtelle für die Belegſchaft der 
Rheinbabenſchächte in Bielſchowitz, der Delbrückſchächte in Makoſchau und der Guidogrube 
in Zabrze neben den im J. Teile der Anweiſung für die Quittungskarten⸗Ausgabe vom 
20. November 1911 bezeichneten allgemeinen Ausgabeſtellen. Ich erſuche Sie, hiernach 
das Weitere zu veranlaſſen. 

In Vertretung. 


III. 6788. J. 7496. gez. Schreiber. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


5. Verſicherung der Angeſtellten. 
Betr. Wahl der Vertranensmänner (§§ 145 ff.). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 7. Oktober 1912. 


Vorläufig beabſichtige ich nicht, auf Grund des § 5 Abſ. 2 der Wahlordnung für die 
Wahl der Vertrauensmänner und Erſatzmänner nach §§ 145 ff. des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte beſondere Vorſchriften über die Ausübung des Wahlrechts des Staates als 
Arbeitgeber zu erlaſſen. Es muß den Behörden überlaſſen bleiben, erforderlichenfalls ſelbſt 
Anordnung zu treffen. 

Im Auftrage. 
III. 6568. I. 7162. IV. 8906. gez. Dr. Neuhaus. 


An den Herrn Oberpräſidenten in N. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Fachſchulen. 


Betr. Gipsbauten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 1. Oktober 1912. 
Anbei“) überſende ich Ihnen Abdrücke des von der Geſchäftsſtelle des Deutſchen 
Gips⸗Vereins zur Verfügung geſtellten Druckheftes „Das kleine Gipsbaubuch“ mit dem 


an lasen es den Baugewerkſchulen und den Handwerker- und Kunſtgewerbeſchulen zugehen 
zu laſſen. 


Im Auftrage. 
IV. 8587 II. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
) Die Anlagen gelangen hier nicht zum Abdruck. 
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